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EDITORIAL/111: Über den Weg der Mitte ... (SB)





Wochendruckausgabe 111 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
10.11.2018




[image: Aufgeschlagene Schattenblick-Zeitung in den Händen eines Lesers - Foto: © 2013 by Schattenblick]




Foto: © 2013 by Schattenblick




Über den Weg der Mitte ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Der mittlere Weg führt deshalb, ihr Mönche, zur Erleuchtung und zum
Nirvana, weil ihn der Vollendete, wenn er ihn erkannt, durchdrungen
und verstanden hat, gar nicht erst beschreitet. Ebenso wie er die
beiden anderen, Askese und Prasserei, vermieden hat, wird er so auch
dem Extrem des mittleren Pfades entgegentreten.

Ihre Schattenblick-Redaktion




(*) Helmut Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ...,
MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 83


9. November 2018
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ATOM/183: Halbwertzeit - was muß noch passieren ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 8. November 2018

Immer mehr Vorkommnisse in der Brennelementefabrik Lingen 

BBU fordert sofortige Stilllegung



(Bonn, Hannover, Lingen, 08.11.2018) Nach dem jüngsten Vorkommnis in der
Brennelementefabrik in Lingen (Emsland / Niedersachsen) hat der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut die sofortige
Stilllegung dieser bundesweit einzigartigen Atomfabrik gefordert. Der BBU
betont, dass die Landesregierung in Hannover nicht tatenlos zusehen darf,
wie es immer wieder zu Pannen und Störfällen in der umstrittenen Anlage
kommt. Nach Protesten aus dem In- und Ausland befasst sich derzeit auch der
Bundestag mit der Zukunft der Atomfabrik in Lingen, in der auch
Nuklearbrennstoff für Atomkraftwerke in Belgien, in der Schweiz und in
anderen Ländern hergestellt wird. Im Oktober hat in Berlin eine Anhörung
des Umweltausschusses des Bundestages über die Zukunft der Uranfabriken in
Gronau und Lingen stattgefunden [1].

Bei dem meldepflichtigen Ereignis in der Brennelementefabrik kam es in der
Trockenkonversionsanlage zu Feuchtigkeitsansammlungen. Laut Betreiber soll
es durch eine Fehlfunktion in der Wasserdampfversorgung zu dem Vorkommnis
gekommen sein. Dies berichtete die Ems-Vechte Welle am Mittwoch (7.11.2018)
[2].

Der BBU kritisiert, dass die Landesregierung in Hannover nicht aktiv wird,
um den Betrieb der Lingener Atomfabrik zu stoppen. Bis zum 7. Juli 2017 gab
es in der Anlage schon 139 meldepflichtige Vorkommnisse. "Der weitere
Betrieb der Anlage ist nicht hinnehmbar. Ministerpräsident Stephan Weil und
Umweltminister Olaf Lies sind aufgefordert, die Stilllegung der Anlage
sowie eine Absicherung der dort Beschäftigten auf den Weg zu bringen", so
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Die Atomfabrik der Framatome-Tochter Advanced Nuclear Fuels GmbH (ANF)
fertigt in Lingen Uran-Brennelemente für Druckwasser- und
Siedewasserreaktoren. Damit ist das französische Unternehmen mit dem
Anlagenbetrieb in Lingen direkt verantwortlich für den Betrieb von
Atomkraftwerken und für den stetig wachsenden Atommüllberg. "Das wird jetzt
zum Bumerang für das Emsland", so Udo Buchholz. In der Diskussion über den
Verbleib des hochradioaktiven Atommülls ist erneut das Emsland ins Gespräch
gekommen. Der Elternverein Restrisiko Emsland veranstaltet am 22. November
2018 in Lingen eine Informationsveranstaltung zur drohenden Endlager-Suche
im Großraum Emsland / Grafschaft Bentheim. Ort der Veranstaltung ist das
Gemeindehaus der evangelisch-lutherischen Kreuzkirche in Lingen,
Bäumerstraße 16, Eingang gegenüber der Feuerwehr. Beginn ist um 19.00 Uhr.

Der BBU und der Elternverein Restrisiko Emsland, sowie weitere regionale
Akteure wie der Arbeitskreis Umwelt Schüttorf und das Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen, werden mit ihrer Forderung nach sofortiger
Stilllegung der Brennelementefabrik - und auch des AKW Lingen 2 - breit
unterstützt. Eine entsprechende "Lingen-Resolution", in der die sofortige
Stilllegung des AKW "Emsland" und der Brennelementefabrik Lingen gefordert
wird, wird von 350 Initiativen und Verbänden unterstützt. 

https://bbu-online.de


Direktling zur Resolution: 

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%2018.pdf


Anmerkungen:

[1] https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/17.10.18.pdf

[2] http://www.emsvechtewelle.de/news/meldepflichtiges-ereignis-in-brennelementefabrik-42523.html

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. November 2018 
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WALD/375: Hambacher Forst - alte demokratische Instanzen ... (Initiative Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 11. November 2018

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes" an Ministerpräsident Laschet und Innenminister Reul 

von der zivilgesellschaftliche Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum Schutz des
Hambacher Waldes"



Initiative "Buirer für Buir"

11. November 2018

Ministerpräsident Armin Laschet

Inneminister Herbert Reul

- Versand per Mail / nachfolgend Information Presse -

Offener Brief "Entwicklung Bürgerordnung zum Schutz des Hambacher
Waldes"

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident,

sehr geehrter Herr Innenminister,

das Oberverwaltungsgericht Münster hat mit seinem Rechtsspruch "vorläufiger
Rodungsstopp" für einen vorläufigen Erhalt des Hambacher Waldes entschieden
und den besonderen Schutzbedarf dargestellt.

Heute sind Menschen aus unterschiedlichen Gruppierungen, die sich für den
Schutz des Waldes engagieren, zu dem Ergebnis gekommen, dass der Wald
während der noch ausstehendenden (letztinstanzlichen) Gerichtsentscheidung
durch eine "Bürgerordnung" vor weiteren Eingriffen geschützt werden soll -
analog der Bürgerordnung aus dem frühen 18. Jahrhundert.

Abzustimmen ist diese "Bürgerordnung" mit dem BUND vor dem Hintergrund der
arten- und naturschutzrechtlichen Belange. Dabei sollen auch Aspekte, wie
Sicherheit und offener Zugang für alle Menschen berücksichtigt werden.

Eine Arbeitsgruppe, zusammengesetzt aus VertreterInnen der
unterschiedlichen Gruppierungen, wird diese "Bürgerordnung" sehr zeitnah
konkretisieren.

Wir bitten die Landesregierung, dieses Vorhaben ausdrücklich zu
unterstützen, um dem Auftrag des OVG Münster zum Schutz des Waldes
nachzukommen.

Bis zur Vorlage der "Bürgerordnung" erwarten wir, dass keine den Wald
gefährdenden Maßnahmen seitens der Landesregierung, der Kommunen sowie RWE
vorgenommen werden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag der zivilgesellschaftlichen Arbeitsgruppe "Bürgerordnung zum
Schutz des Hambacher Waldes"

Andreas Büttgen

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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KOHLEALARM/518: Klimakampf und Kohlefront - Antikohledemo im Dezember ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.

Gemeinsame Presseerklärung - 11. November 2018

"Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!?

Breites Bündnis ruft zu Doppel-Demonstration in Köln und Berlin am 1.
Dezember auf



Berlin/Köln, 11. November 2018 | Unter dem Motto "Kohle stoppen -
Klimaschutz jetzt!" werden am Samstag, 1. Dezember 2018, zeitgleich in Köln
und in Berlin viele Tausend Menschen demonstrieren. Ein breites Bündnis aus
zivilgesellschaftlichen Organisationen ruft drei Wochen vor der
Weltklimakonferenz in Polen (COP24) und kurz vor dem Abschlussbericht der
Kohle-Kommission zum Protest auf. "Wir müssen die Erderhitzung stoppen und
den sozialverträglichen Kohleausstieg schnell und kraftvoll beginnen",
heißt es im Aufruf. "Die Bundesregierung, die in der internationalen
Klimapolitik einmal Antreiberin war, droht endgültig zur Bremserin zu
werden."

In Berlin versammeln sich Demonstrantinnen und Demonstranten um 12 Uhr vor
dem Kanzleramt, um gegen das Versagen der Bundesregierung im Klimaschutz zu
protestieren. In Köln, vor den Toren des größten Braunkohlereviers Europas,
startet die Demonstration an der Deutzer Werft und führt von dort zum Dom
und zurück.

Nach dem Hitzesommer und "Hambi bleibt" geht es um den Wendepunkt im
Klimaschutz. Zu den zentralen Forderungen der Demonstration gehören daher
die Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, eine faire Unterstützung für die
am stärksten von der Klimakrise betroffenen Länder und ein gesetzlicher
Fahrplan für einen schnellen Kohleausstieg, mit dem das Abkommen und die
nationalen Klimaziele eingehalten werden. Dazu verlangen die Organisatoren
die schnelle Abschaltung der Hälfte der Kohlekraftwerks-Kapazitäten in
Deutschland, den sofortigen Stopp aller Pläne für neue Kohlekraftwerke und
Tagebaue sowie die zielgerichtete Unterstützung der Beschäftigten in den
betroffenen Kohle-Regionen.

Zum Trägerkreis gehören neben den größten Umweltorganisationen BUND, WWF,
NABU, NaturFreunde Deutschlands mit ihren Jugendorganisationen, die
Klima-Allianz Deutschland, Greenpeace, Germanwatch, Brot für die Welt,
Misereor und Campact.

Demonstration "Kohle stoppen - Klimaschutz jetzt!":

1.12. 12 Uhr Köln, Deutzer Werft (Route zum Dom u.z.)

1.12. 12 Uhr Berlin, Kanzleramt

www.klima-kohle-demo.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Presseerklärung vom 11. November 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/517: Klimakampf und Kohlefront - legitime Forderungen ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Gespräch von Ministerpräsident Armin
Laschet mit von Umsiedlung betroffenen Anwohner*innen am 10.11.2018 im
"Ziegenstall" in Kuckum

Koalition der Tagebaubetroffenen am Tagebau Garzweiler



Buir, 11.11.2018. Am Samstag, den 10.11.2018 besuchte der Ministerpräsident
des Landes NRW Armin Laschet das erste Mal von Umsiedlung betroffene
Anwohner*innen und potentielle Grubenrandanrainer*innen.

"Es ist zu begrüßen, dass Ministerpräsident Armin Laschet endlich und
erstmals der Einladung von Betroffenen gefolgt ist. Das verdanken wir
sicherlich auch der neuen Gesamtsituation: der Präsenz der Themen
Klimawandel und dem notwendigen früheren Kohleausstieg, ebenso wie dem
öffentlichen Druck der Zivilgesellschaft. In diesem Zusammenhang sprach der
Einladende Hans-Josef Dederichs auch von einem Paradigmenwechsel:
"Allgemeinwohl ist der Klimaschutz und nicht mehr die Kohle." Wichtig ist
jetzt, dass die Landesregierung dem ersten Gespräch weitere folgen lässt
und dem im Koalitionsvertrag angekündigten Versprechen, die Rechte der
Bergbaubetroffenen zu stärken, auch Taten folgen lässt.

Mich hat die Entschlossenheit, mit der die Anwohner*innen sich für den
Erhalt ihrer Heimat einsetzen, sehr berührt und beeindruckt. Es war
deutlich spürbar, dass sich am Tagebau Garzweiler eine Koalition der
Betroffenen zusammengefunden hat. Die vorgetragenen exemplarischen
Schicksale lassen nur vermuten, wie groß das stille Leiden der über 40.000
Menschen, die in den vergangenen Jahrzehnten allein im Rheinischen Revier
umgesiedelt wurden, gewesen sein muss. Die mangelnde Bürgerbeteiligung und
Transparenz in den Verfahren, das Ausgeliefertsein gegenüber dem
bergbautreibenden Unternehmen RWE , die fehlende Unterstützung der
Umsiedler*innen durch die Landesregierung, ungerechte
Entschädigungsregelungen, der Mangel an adäquater Umsiedlung in Form von
vergleichbaren Grundstücken mit Möglichkeiten des Weiterbetriebes von
Gewerbe, Pferdehaltung und Landwirtschaft, die unwiederbringliche
Zerstörung hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen und unzureichende
Abstände von Siedlungen und Höfen zu Tagebauen waren nur einige der
angesprochenen Themen. Die Anwohner*innen machten mit jedem Redebeitrag
deutlich, dass Umsiedlungen nicht sozialverträglich sind.

Selbstverständlich unterstütze ich die dem Ministerpräsidenten
vorgetragenen Forderungen. Insbesondere der Druck von RWE auf die Umsiedler
muss aufhören und die Beteiligten müssen in der aktuellen Situation auf
Wunsch, und ohne später zu erwartende Nachteile, die
Umsiedlungsverhandlungen so lange aussetzen dürfen, bis die Bundesregierung
die Rahmenbedingungen für den Kohleausstieg beschlossen hat. Vorher dürfen
in den Revieren keine irreversiblen Fakten geschaffen werden."

 * 

Quelle:

Antje Grothus

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/516: Klimakampf und Kohlefront - die Fragen der Enkel ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)


3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 9. November 2018

Klimagerechtigkeit heißt Kohleausstieg: 

Christliche Klimapilger feiern Andacht am Kraftwerk Jänschwalde

Gemeinsame Prozession & Demonstration mit Umweltgruppe Cottbus



Sie fordern Klimagerechtigkeit und pilgern seit Anfang September von Bonn
quer durch Deutschland bis Katowice zur nächsten Weltklimakonferenz. Heute
kamen die Teilnehmer/innen des 3. Ökumenischen Klimapilgerwegs auf ihrem
Weg von Cottbus bis zum Kraftwerk Jänschwalde. Begleitet wurden sie von
zahlreichen Lausitzer/innen, die ihre Forderungen unterstützen und sich
insbesondere für den Erhalt des Dorfes Proschim aussprachen. Dazu sei die
baldige Abschaltung der "ältesten, ineffizientesten und klimaschädlichsten
Kohleblöcke der Lausitz" notwendig, so René Schuster von der Cottbuser
GRÜNE LIGA-Gruppe.

Die Pilger/innen, die nun durch alle drei großen deutschen
Braunkohlegebiete gelaufen sind, erklärten ihre Forderungen nach
Klimagerechtigkeit: "Bereits heute ist deutlich, dass wir im globalen
Norden am stärksten zum Klimawandel beigetragen haben - aber bei weitem
nicht die Hauptlast seiner Folgen tragen müssen", so Dr. Christian Seidel,
Langzeitpilger. "Überschwemmungen, Stürme, Starkregen, Hitze und Dürren
vernichten Ernten und verändern Lebensräume für Menschen, Tiere und
Pflanzen. Wasser wird knapp, Hunger breitet sich aus, Menschen müssen ihre
Heimat verlassen. Hier stehen wir in der Schuld und Verantwortung, diesen
Menschen gegenüber aber auch unseren Enkeln gegenüber. Was sollen wir ihnen
antworten, wenn sie uns fragen: Ihr habt doch alles gewusst, warum habt ihr
nichts getan?" Dabei ginge es nicht um einseitige Lösungen, die auf Kosten
einzelner Regionen oder Bevölkerungsgruppen gingen: "Auch beim
Kohleausstieg fordern wir Gerechtigkeit, es kann doch nicht sein, dass
Politik und Energiewirtschaft seit Jahren mit der
 Zukunft der Menschen "pokern", statt Ihnen eine Zukunft zu bauen, die
nicht auf der Vernichtung, sondern auf der Bewahrung der Schöpfung beruht."

"Wir machen uns große Sorgen", bekräftigte auch René Schuster, "dass
Brandenburger Politiker das baldige Ende des Kraftwerks erst nach den
Landtagswahlen im September 2019 zugeben wollen.. Um den Wandel noch
gestalten zu können, ist jeder Monat Planungssicherheit wichtig. Wir müssen
endlich die Zukunft nach dem Kraftwerk vorbereiten!"

Wie klimaschädlich der Betrieb des Braunkohlekraftwerks Jänschwalde ist,
verdeutlichte die Umweltgruppe Cottbus mit einer Theater-Aktion, in der sie
das Kraftwerk als "Tatort" markierten und bildlich mit einer
Tatortabsperrung versahen.


Hintergrund



Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember im
polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" und stärken
sich spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen
Gebet. Der Pilgerweg wird unterstützt von einem breiten ökumenischen
Bündnis aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot
für die Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische
Kirche in Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig Schick
und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks. 

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de.

Das Kraftwerk Jänschwalde gehört zu den klimaschädlichsten Kraftwerken
Europas. Sein von der LEAG geplanter Weiterbetrieb bis Anfang der 2030er
Jahre ist mit dem Pariser Klimaschutzabkommen unvereinbar. Die LEAG plant
dazu umfangreiche Kohlelieferungen aus dem Tagebau Welzow-Süd, die das Dorf
Proschim mit Zwangsumsiedlung bedrohen.

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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AKTION/539: Protest vor Botschaften - Rettet den INF-Vertrag! (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 10. November 2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Protest vor Botschaften: Rettet den INF-Vertrag!



Mit nachgebauten Atomwaffen haben Friedensorganisationen vor der Gefahr
eines neuen atomaren Wettrüstens zwischen den USA und Russland gewarnt. Am
Samstag führten sie vor den Botschaften der beiden Länder in Berlin ein
Straßentheater auf und forderten ein Festhalten am INF-Vertrag zur
Kontrolle nuklearer Mittelstreckensysteme. Unter anderem haben als Donald
Trump und Wladmir Putin verkleidete Personen über rote Telefone miteinander
telefoniert und später Atombomben zersägt.

Felix Werdermann aus dem Vorstand von ICAN Deutschland (Internationale
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen, Friedensnobelpreisträger 2017)
sagt: "Wenn Donald Trump den INF-Vertrag aufkündigt, droht ein
unkontrolliertes atomares Wettrüsten zwischen den USA und Russland.
Insbesondere die Menschen in Deutschland und Europa werden damit der Gefahr
eines Atomkriegs ausgesetzt. Die Bundesregierung muss jetzt zwischen den
USA und Russland vermitteln, um einen neuen Rüstungswettlauf zu verhindern.
Wir fordern die Regierung auf, Deutschland atomwaffenfrei zu machen und
dafür zu sorgen, dass die US-Atombomben aus Büchel in Rheinland-Pfalz
abgezogen werden."

Bei der Straßentheater-Aktion vor den Botschaften zeigten die Darsteller,
was aus ihrer Sicht passieren muss: Nach anfänglichem Widerwillen reden
Trump und Putin miteinander und zerstören schließlich gemeinsam ihre
Atomwaffen, auch die in Deutschland stationierten US-Bomben.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat zwischen den beiden vermittelt und
unterschreibt hinterher zusammen mit Trump und Putin das
UN-Atomwaffenverbot. Aktivisten in gelben Strahlenschutzanzügen hielten im
Hintergrund ein Transparent mit der Aufforderung: "Reden statt rüsten!
INF-Vertrag retten! Atomwaffen weltweit abschaffen!"

Ursprünglich wollten Donald Trump und Wladimir Putin an diesem Sonntag in
Paris über die Zukunft des INF-Vertrags sprechen, dies wurde jedoch auf
unbestimmte Zeit verschoben. Michael Schulze von Glaßer, politischer
Geschäftsführer der Deutschen Friedensgesellschaft DFG-VK, sagt: "Wir
brauchen endlich Abrüstung statt Aufrüstung. Momentan stecken die USA und
Russland Milliardenbeträge in den Bau neuer Atomwaffen, die anderen
Nuklearwaffenstaaten rüsten ebenfalls auf. Die Atommächte bedrohen damit
die ganze Welt. Dabei wollen 122 Staaten ein Verbot von Atomwaffen und
haben dafür im vergangenen Jahr einen UN-Vertrag abgeschlossen. Die
Bundesregierung darf dieses Abkommen nicht länger boykottieren."

Die Protestaktion wird getragen von der Internationalen Kampagne zur
Abschaffung von Atomwaffen (ICAN), der Deutschen Friedensgesellschaft -
Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) und den Ärzten zur Verhütung
eines Atomkriegs (IPPNW).

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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MELDUNG/960: 10 Millionen mehr für den Zivilen Friedensdienst (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 10. November
2018

10 Millionen mehr für den Zivilen Friedensdienst

forumZFD begrüßt Erhöhung der Etats für Frieden und Entwicklung und
kritisiert weitere Aufrüstung



Köln, 9.11.2018. Laut Pressemeldungen hat der Haushaltsausschuss für den
Etat 2019 mit der Mehrheit der Großen Koalition am frühen Morgen eine
Erhöhung des Etats für den Zivilen Friedensdienst (ZFD) um zehn Millionen
Euro auf insgesamt 55 Millionen Euro beschlossen.

"Nach der Nullrunde für den Zivilen Friedensdienst im laufenden Jahr war
eine Erhöhung überfällig. Wir hatten erwartet, dass die Bundesregierung
bereits in ihrem Haushaltsentwurf mehr Geld für den ZFD zusagt und damit
dem Versprechen aus dem Koalitionsvertrag folgt. Umso mehr begrüßen wir die
nun im Parlament in Aussicht gestellte Erhöhung der Mittel", erklärt
forumZFD-Vorstand Oliver Knabe.

Doch aus Sicht des forumZFD gibt es auch Anlass zu Kritik: "Leider hat der
Bundeshaushalt 2019 noch eine andere Botschaft: Diese Bundesregierung setzt
weiterhin vorrangig auf militärische Mittel und dreht die
Aufrüstungsspirale weiter. Bei den Militärausgaben wurde noch mehr
draufgelegt als bei Frieden und Entwicklung", kritisiert Oliver Knabe.

"Die Erwartungen seitens der Politik an den Zivilen Friedensdienst und
andere Programme der zivilen Krisenprävention und Friedensförderung sind
hoch angesichts der großen Zahl andauernder Kriege und gewaltsamer
Konflikte. Doch Prävention braucht langen Atem und unsere Partner benötigen
nachhaltige Unterstützung. Darum erwarten wir von der Bundesregierung in
Zukunft eine kontinuierliche und planvolle Steigerung der Mittel für den
Zivilen Friedensdienst", ergänzt Knabe.

Das forumZFD wird zusätzliche Mittel vor allem einsetzen, um die
Friedensarbeit in der Ukraine, in den Nachbarländern Syriens und auf dem
westlichen Balkan zu stärken. Außerdem wird das forumZFD den
Friedensprozess auf den Philippinen weiterhin unterstützen.


forumZFD - Entschieden für Frieden

Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem Weg zum
Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt ein.
Derzeit arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern in
Deutschland sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten und
Südostasien. Seine Akademie für Konflikttransformation bietet einen Lernort
für professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit
Dialogveranstaltungen, Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das forumZFD
aktiv für eine zivile Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des Zivilen
Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über öffentliche und
private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. November 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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MUMIA/919: Mike Africa in Freiheit (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 930

Mike Africa in Freiheit

Von Mumia Abu-Jamal, November 2018



Es ist unfassbare 40 Jahre her, dass Mike Africa, damals 23 Jahre altes
Mitglied der Move-Organisation in Philadelphia, sich frei in den Straßen
seiner Stadt bewegen konnte. Es folgten Jahrzehnte der Haft als politischer
Gefangener nach dem Überfall einer schwerbewaffneten Polizeiarmee im Sommer
1978 auf das Move-Gemeinschaftshaus in Powelton Village in Philadelphia.

Nun ist Mike zurück in seinem Viertel! Mit einer schlichten Nachricht unter
dem Hashtag »freethemove9« gab sein Sohn Mike Africa jun. der Welt bekannt:
»Endlich frei! Am 8. August 1978 wurde mir mein Vater weggenommen. Erst am
23. Oktober 2018 habe ich ihn zurückbekommen.« Mike senior ist das zweite
Mitglied der Gefangenengruppe »Move 9«, das auf Bewährung entlassen wurde.
Seine Frau Debbie Africa war die erste, die im Juni freikam. »Es ist
irgendwie surreal, dass ich jetzt mit meinem Sohn und seiner Familie auf
der Veranda sitzen kann und auch meine Frau hier ist«, sagte Mike Africa
sen. kurz nach seiner Heimkehr zu einem Reporter von Telesur. »Vor ein paar
Stunden saß ich noch in einer Gefängniszelle. Nun versuche ich, das alles
zu begreifen und mich zu orientieren.«

Mike Africa war immer schon als passionierter Läufer bekannt. Bereits als
er im »Old Holmesburg«, dem Bezirksgefängnis von Philadelphia, in
Untersuchungshaft saß, joggte er beim Hofgang wie ein flinker Hirsch am
Rand des Freigeländes entlang. Er ist ein ruhiger, ernsthafter Mann, der
während der Haft ganz besonderen Repressalien ausgesetzt war. Licht in
diese dunklen Zeiten brachten seine Frau Debbie und ihre beiden Kinder Whit
und Mike jun., die ihn inzwischen auch zum Großvater machten.

Was Move am 8. August 1978 an Unrecht geschah, wurde im Prozess gegen die
»Move 9« noch übertroffen. Richter Edwin Malmed lynchte sie juristisch,
indem er sie wegen gemeinschaftlichen Totschlags an einem Polizisten zu 30
bis 100 Jahren Gefängnis verurteilte. Einer der am Überfall auf das
Move-Haus beteiligten Cops war unter ungeklärten Umständen zu Tode
gekommen. Im Radiosender WWDB-FM antwortete Malmed nach dem Prozess auf
meine telefonisch an ihn gerichtete Frage, wer den Polizisten getötet habe:
»Ich habe nicht die leiseste Ahnung.«

Nur sieben der »Move 9« haben überlebt. Merle und Phil Africa starben in
der Haft. Fünf warten immer noch auf ihre Entlassung auf Bewährung, wofür
sie die Bedingungen seit zehn Jahren erfüllt haben. Sie sind nicht anders
als Debbie und Mike. Warum wird ihnen ihre Entlassung auf Bewährung immer
noch verweigert?

1976 arbeitete ich als Reporter für den Sender What Radio. Ich lud die
Leute von Move zu mir in den Sender ein, um ein paar Interviews mit ihnen
vorzubereiten. Kurz darauf erschienen vier oder fünf Männer von Move in der
Redaktion, und als ich einen Blick auf den Parkplatz warf, war ich
überrascht, dort keinen Kombi oder Bus von ihnen zu sehen. Als ich die
Brüder fragte, wo sie geparkt hätten, brachen sie in Gelächter aus. Als ich
sie verdutzt fragte, warum sie denn lachten, antwortete einer von ihnen,
sie seien halt nicht zum Sender gefahren, sondern gerannt. Ich staunte,
denn von ihrem alten Haus und Hauptquartier in Powelton Village bis zum
Sender waren es immerhin einige Kilometer!

Vor seiner Verhaftung war Mike auch ein sehr engagierter Musikstudent, und
über viele Jahre war die Gitarre sein Lieblingsinstrument. Entsprechend
hatte er bei mir im Sender nur eins im Sinn, als er mich fragte: »Sag mal,
Alter, welche Musik ist denn bei euch gerade angesagt?« Das ist lange her,
aber an Mikes Liebe zur Musik erinnere ich mich noch sehr gut. Jetzt kann
er wieder Musik aus der ganzen Welt hören - Mike Africa sen. ist endlich
frei!


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 257 vom 5. November 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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BERICHT/114: Stimmen der Kultur - gegen rechts und mehr ... (SB)


Der rechte Populismus, der die Kultureinrichtungen als
Akteur*innen dieser gesellschaftlichen Vision angreift, steht der
Kunst der Vielen feindselig gegenüber. Rechte und nationalistische
Gruppierungen und Parteien stören Veranstaltungen, wollen in
Spielpläne eingreifen, polemisieren gegen die Freiheit der Kunst und
arbeiten an einer Renationalisierung der Kultur. Ihr verächtlicher
Umgang mit Menschen auf der Flucht, mit engagierten Kulturschaffenden,
mit allen Andersdenkenden verrät, wie sie mit der Gesellschaft
umzugehen gedenken, sobald sich die Machtverhältnisse zu ihren Gunsten
verändern würden. Rassismus, Diskriminierung und Ausgrenzung sind
Alltag. Die extreme Rechte ist ein Symptom davon. (...) Wir als
Unterzeichnende der Hamburger Theater, Kunst- und Kultureinrichtungen
und ihrer Interessensverbände begegnen diesen Versuchen mit einer
klaren Haltung. Solidarität statt Privilegien. Es geht um Alle. Die
Kunst bleibt frei!

Aus der Hamburger Erklärung der Vielen [1]



In diesen Zeiten weltweiter krisenhafter Verwerfungen, erbitterter
Kämpfe um die schwindenden Ressourcen und anwachsender existentieller
Nöte weiter Teile der Menschheit stehen Kunst und Kultur mehr denn je
in der Verantwortung. Sie können den herrschenden Verhältnissen
affirmativ zuarbeiten, in deren Ideologieproduktion einstimmen und das
soziale Elend konsumistisch befrieden. Ihre Freiheit schließt
andererseits nicht aus, Partei für die Schwachen zu ergreifen, der
repressiven Verengung jeglicher Denk- und Bewegungssphären
entgegenzutreten und darüber hinaus das Ringen um Entwürfe einer
menschlicheren Gesellschaft zu ihrem Anliegen zu machen. Eben weil sie
nicht identisch mit dem Räderwerk ökonomischer Zwänge und dem Käfig
politischer Maßgaben sind, könnten sie ihre schöpferische Kompetenz
ins Feld führen, sich der fesselnden Zurichtung von Inhalt, Sprache
und Ausdrucksform zu erwehren, gesetzte Grenzen bestreiten,
überspringen und unterlaufen, womöglich sogar angesichts zugespitzter
Bedrängnis das nicht länger Sagbare mit ihren Mitteln schützen und
nähren.

So zahlreich und vielfältig die großen und kleinen Institutionen von
Kunst und Kultur in Hamburg sind, bedarf es doch eines
wohldurchdachten und engagiert umgesetzten Ansatzes, eine verbindende,
solidarische und tragfähige Kampagne aufzubauen. Einerseits soll keine
Dachorganisation etabliert werden, die der freien Entfaltung der
einzelnen von vornherein Zügel anlegt. Andererseits neigen bloße
Aufrufe, Appelle und isolierte Protestaktionen dazu, die Kräfte der
InitiatorInnen zu verschleißen, eine Bewegung ins Leere laufen und
verebben zu lassen. Ist heutzutage allenthalben von Netzwerken die
Rede, wo zwischenmenschliche Kontakte, Beziehungen und Bündnisse nicht
mehr näher konkretisiert werden, so kommt eine substantielle
Organisierung des mannigfaltigen und zugleich alle Beteiligten
stärkenden Widerstandes gegen Zumutungen und Anfeindungen gerade nicht
ohne persönliche Bezüge und deren vervielfältigende Einbindung in den
diversen Einrichtungen und Zusammenhängen aus. Dies zu bewerkstelligen
haben sich die Kunst- und Kulturschaffenden auf ihre Fahnen
geschrieben, die sich der Idee einer "Erklärung der Vielen"
anschließen.




[image: Podium der Pressekonferenz auf Kampnagel - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Die Vielen - Kampagnenauftakt in Hamburg
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Pressekonferenz zur Hamburger Erklärung der Vielen

Am 9. November 2018 fand auf Kampnagel eine Pressekonferenz statt, die
zeitgleich mit entsprechenden Veranstaltungen in Berlin, Dresden und
Düsseldorf den Auftakt zu einer bundesweiten Kampagne darstellte. Die
Initiative "Die Vielen" wurde 2016 in der Berliner freien Szene
gegründet, 2017 als gemeinnütziger Verein eingetragen und sprach mit
einer großen "glänzenden Demonstration" auch die Mitte der
Gesellschaft an. Danach stiegen erste Großinstitutionen ein, die
Akteure vermehrten sich sprunghaft, in Berlin hatten am Stichtag der
Pressekonferenz bereits 152 Einrichtungen auf Leitungsebene
unterschrieben. In Hamburg wurde die Kampnagel-Intendantin Amelie
Deuflhard angesprochen, die gemeinsam mit ihrem sturmerprobten Team
die Mammutaufgabe in Angriff nahm, binnen weniger Wochen fast alle
Institutionen der Stadt für das Vorhaben zu gewinnen. Eine Versammlung
mit ca. 100 InstitutionsleiterInnen verabschiedete die Hamburger
Erklärung, beteiligt waren am Stichtag 115 Einrichtungen wie das
Gängeviertel, der Hamburger Theaterverein, das Reeperbahnfestival,
Staatsoper, Staatstheater und Privattheater, Museen, Galerien,
Elbphilharmonie, alle universitären Kunstausbildungen, die HfBK,
Filmförderung und viele weitere große und kleinere, konservative und
aktivistische Institutionen.

"Die Vielen" sind kein kulturpolitischer Akteur, sondern eine
vernetzte Plattform, in der jede einzelne Institution individuell
agieren kann. Es gibt keinen Maulkorb, denn einer der Leitsprüche
heißt: "Wir sind viele - jede*r einzelne von uns". Die Pressekonferenz
war der Anfang einer Kampagne, die solange weitergeführt werden soll,
wie es nötig ist. Deuflhard sprach die KollegInnen der Institutionen
persönlich an, um die Initiative zur ChefInnensache zu machen, so daß
sie dann in den Einrichtungen durchsickert, wobei es in allen Häusern
eine große Solidarität aus der Belegschaft gab. Es habe sich ein
Schneeballeffekt eingestellt, jeden Tag wurde die Liste länger und sie
wird weiter anwachsen. Die Idee, aus den Institutionen heraus die
eigene Mitarbeiterschaft, die KünstlerInnen und das Publikum zu
informieren und zur Unterschrift aufzufordern, ist Teil dieser
Kampagne. Für die Pressekonferenz gelang es, kurzfristig ein Panel von
zwölf RepräsentantInnen Hamburger Institutionen auf dem Podium zu
versammeln, die in ihren Beiträgen die maßgeblichen Aspekte der
Kampagne aus ihrer jeweils eigenen Sicht darstellten.
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Amelie Deuflhard
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Mit den eigenen Positionen in die Offensive gehen

Nachdem Amelie Deuflhard den Rahmen der Kampagne vorgestellt hatte,
nahm sie Bezug auf den französische Soziologen Geoffroy de Lagasnerie,
der in seinem Buch "Denken in einer schlechten Welt" KünstlerInnen und
Intellektuelle dazu auffordert, die Welt zu verändern und sich in
ihrer Kunst und in ihren Schriften zu engagieren. Dem könne sie sich
nur anschließen. Es genüge nicht, sich nur gegen rechts zu
positionieren. Vielmehr gelte es, mit eigenen Positionen wieder die
Offensive zu übernehmen und Politik nicht allein den Politikern zu
überlassen. Kampnagel arbeite mit KünstlerInnen aus vielen Ländern
zusammen, in denen die Kunstfreiheit beschränkt ist. Gerade
KünstlerInnen hätten die Fähigkeit, unbequem zu sein, Kritik zu üben,
gängige Positionen zu hinterfragen und Visionen für eine gerechtere
und zukunftsfähige Welt zu entwickeln. Die Erklärung des Netzwerks sei
für alle Beteiligten auch eine Selbstverpflichtung: Es ist ein
solidarisches Netzwerk, das intervenieren und jede einzelne
Institution ansprechen kann, um eine demokratische Gesellschaft im 21.
Jahrhundert zu entwickeln. "Wir haben hier in Hamburg ein Netzwerk für
die Freiheit der Kunst und die Freiheit aller Menschen in unserem Land
geschaffen."
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Solidarität ist keine Phrase

Wie Joachim Lux (Intendant Thalia Theater) hervorhob, sei Solidarität
keine Phrase, sondern werde konkret umgesetzt. Als Amelie Deuflhard in
der Flüchtlingsfrage von der AfD verklagt wurde, habe sich das Thalia
Theater mit ihr zusammengetan, um sich gemeinsam zu wehren. Noch
stärker spartenübergreifend aktiv zu werden gebe allen Beteiligten
Kraft. Die Hamburger Staatstheater stünden geschlossen hinter der
Erklärung der Vielen und damit gegen den Geist von Abschottung,
Nationalismus und Rassismus. "Wir verteidigen das freiheitliche
Europa, die Werte der Französischen Revolution und die Freiheit der
Kunst, was doch eigentlich Selbstverständlichkeiten sein sollten. Wir
müssen viel lauter und deutlicher werden, wir wenden uns gegen die
Schändung der Sprache und vor allem die Schändung der Wahrheit durch
die Lüge, die wir täglich erleben. Das sind Dinge, die katastrophale
Folgen haben. Nationalisten bedrohen inzwischen Menschen wie uns
offen, wir stehen auf der Abschußliste dieser Leute. Wir unterstützen
darüber hinaus auch Künstler und Journalisten in aller Welt, deren
Hausarrest, Inhaftierung, Folter, Totschlag und Mord vom Westen
bagatellisiert wird."
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Künstlerische Inhalte selbstbestimmt gestalten

Barbara Schmidt-Rohr (Vorstand Dachverband freie Darstellende Künste
Hamburg) berichtete von Kampagnen in Richtung Rathaus und
Öffentlichkeit mit dem Ziel, die Freien endlich finanziell und
strukturell besser auszustatten. Wenngleich die geforderte Erhöhung
nicht in vollem Umfang durchgesetzt werden konnte, sei der erzielte
Teilerfolg doch ein Anfang. "Wir haben im letzten Jahr erstmals den
breiten Schulterschluß gesucht und nicht nur die freien Tanz- und
Theaterschaffenden hinter uns versammelt, sondern alle freien
Spielstätten in Hamburg, Kolleginnen vom Bundesverband in Berlin,
VertreterInnen der Presse und einige KulturpolitikerInnen der Stadt.
Ohne diese Solidarität wären wir nicht so weit gekommen. Wir gestalten
unsere künstlerischen Inhalte und Beziehungen selbstbestimmt, und das
soll auch so bleiben. Wie sind jedoch nicht frei von Alltagsrassismus.
Die meisten unserer Mitglieder sind weiß und haben einen deutschen
Paß. Wir wollen das thematisieren, denn wenn wir etwas können, dann
ist es dieses, in unseren Gemeinschaften die Regeln und Ethiken
solidarisch zu verhandeln und immer wieder neu zur Disposition zu
stellen. Die Kunst bleibt frei!"
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Nicht den Weg Österreichs gehen ... 

Ulrich Waller (Direktion/Künstlerische Leitung St. Pauli Theater) war
soeben aus Österreich zurückgekehrt, das durch eine
rechtspopulistische Regierung tief gespalten sei. Er habe dort in
seinem Freundeskreis erfahren, daß man bei vordem vertrauten Menschen
oftmals auf Mauern stößt. Das identitäre Gedankengut fresse sich tief
hinein in die Mitte der bürgerlichen Gesellschaft. "In Österreich kann
man sehen, wohin die Reise geht, wenn man nicht aufpaßt." Er glaube
indessen nicht, daß Theater gefährdet sei , von rechts unterwandert zu
werden. Es habe nie wirklich rechtes Theater gegeben, und selbst in
der Nazizeit seien Theater und Kabarett als Kunstform nicht gefährdet
gewesen. Das Theater sei ein internationales Medium, und trotz aller
Versuche, immer deutschsprachige Autoren und Autorentheatertage zu
fördern, kämen die spannenden Geschichten zumeist aus dem
anglo-französischen Sprachraum. Er sehe es als Aufgabe des Theaters
und Kabaretts, stärker in das Zentrum der Gesellschaft zurückzufinden
und Themen zu behandeln, die die Menschen wirklich interessieren.
Wieder ein politisches Medium zu werden, aufmerksam und wachsam zu
sein, nicht den Weg der Österreicher zu gehen, sondern denen materiell
und ideell beizustehen, die bedroht werden.
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Deutschland braucht keine Deutschtümelei

Bettina Steinbrügge (Direktorin Kunstverein in Hamburg) macht es Mut
zu erleben, daß in Hamburg hundert Identitäre aufmarschieren, aber
tausend Menschen dagegen demonstrieren. Rechtspopulismus sei jedoch
ein zentrales Thema in den Medien, als gebe es nichts anderes mehr. In
der Bildenden Kunst mache sie die Erfahrung, wie sehr
rechtspopulistische Politik versucht, diese Kunstform auf allen Ebenen
zu diskreditieren. So habe die AfD-Fraktion in Kassel die Skulptur des
afrikanischen Künstlers Olu Oguibe in der Innenstadt verunglimpft und
erreicht, daß sie zwar nicht ganz wegkommt, aber eher an den Rand
geschoben wird. Eine Kollegin vom Albertinum in Dresden werde sogar
privat bedroht und sehe sich ständigen Versuchen ausgesetzt, in das
Programm einzugreifen. In Hamburg bemerke man bislang weniger als in
anderen Städten die kleinen Anfragen der AfD, in deren Folge man einen
Anruf bekommt und binnen drei Tagen Zahlen und Antworten liefern soll.
Mit diesen kleinen Schikanen soll Kulturpolitik gemacht werden. Götz
Frömming, der für die AfD im Bundesausschuß Kultur und Medien sitzt,
schreibt sehr deutlich: Jetzt sei eine neue politische Kraft mit ins
Spiel gekommen. Darauf wird sich der Kulturbetrieb einstellen. Und da
werden vielleicht die einen oder anderen Auswüchse ein Stück weit
korrigiert werden. Dem dürfe man nicht tatenlos zusehen, da
Deutschland keine Deutschtümelei brauche, sondern eine Kultur der
Freien Künste, die hilft, Respekt, Toleranz und Offenheit auszubilden,
kurz Menschen in gegenseitiger Wertschätzung miteinander zu verbinden.
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Konfrontatives Ringen um eine bessere Welt

Matthias Schulze-Kraft (Künstlerische Leitung Lichthof Theater) wies
darauf hin, daß sich rechte Parteien und Gruppierungen zunehmend
künstlerischer Mittel bedienen, um ihre Vorstellung einer restriktiven
Gesellschaft zu transportieren. Sie treten mit einem durchdesignten,
hippen Äußeren auf, bedienen sich bei ihren Protestaktionen der Mittel
des linken aktionistischen Theaters und täuschen über ihre
rückwärtsgewandte Ideologie hinweg. Kunst- und Kulturorganisationen
komme demgegenüber die Aufgabe zu, gesellschaftsbildende Erzählungen
zu schaffen und in die Breite zu vermitteln. Nicht zuletzt seit den
Erfahrungen der Nazizeit, in der Kunst und Kultur für die größten
Verbrechen der Menschheit instrumentalisiert wurden, liege es in der
Verantwortung von KünstlerInnen, Erzählungen von Offenheit, Vielfalt,
Toleranz und Humanität zu schaffen. "Diese Erzählungen gestalten
unsere plurale, demokratische Gesellschaft in einer globalisierten
Welt." Dabei gehe es nicht um einfache Rezepte, aus denen im
Handumdrehen eine ideale Welt entsteht, sondern um Raum für
vielfältige und konträre Auseinandersetzungen, für ein tiefes
thematisches Durchdringen, für ein konfrontatives Ringen um eine
bessere Welt. Im Theater erfahre man das vielschichtig auf der
individuellen, sozialen und politischen Ebene. So gebe das Lichthof
Theater dem Experiment und einer möglichst großen Freiheitsentfaltung
gerade junger KünstlerInnen Raum. "Wir fördern eine kritische
Auseinandersetzung mit den Themen unserer Zeit und zeigen ästhetische
Entwürfe einer möglichen Zukunft. Dies funktioniert nur in einem Raum
von Vertrauen, Offenheit und Zukunftgerichtetheit und steht damit in
krassem Gegensatz zu den rückwärtsgewandten, restriktiven
Kunstvorstellungen rechter Ideologie. Dafür kämpfen wir. Wir öffnen
das Theater als einen Ort gesellschaftlicher Auseinandersetzungen."
In dem Projekt "Staging Democracy" fänden Meinungen kritischer
Hamburger BürgerInnen einen künstlerischen Ausdruck auf der Bühne.
Solche Projekte stellten das Angebot an eine breite Öffentlichkeit
dar, eine Auseinandersetzung über gesellschaftliche Themen, die nicht
ideologisch vorgeprägt sei.
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Einflüsse unterschiedlichster Kulturen und ihrer Geschichte

Tobias Rempe (Geschäftsführer Ensemble Resonanz) warnte vor Stimmen,
die immer lauter in Programmen und Manifesten ominöse Werte und
schwammige Leitkulturbilder propagieren und die Gleichberechtigung von
Menschen sowie Freiheiten, die die Grundlage der Offenheit unserer
Gesellschaft bilden, in Frage stellen. Dazu gehöre auch die Freiheit
der Kunst, die vielen gehört, von vielen gemacht und von vielen erlebt
wird. "Nichts wäre uns fremder, als die Kunst und damit ausgerechnet
den Raum, in dem es jederzeit um alles gehen kann, zu einer Kampfzone
von Kleinlichkeiten zu machen." Der Angriff von rechts werde in seiner
Qualität noch nicht angemessen erkannt und beantwortet, so daß bis in
die Mitte der Gesellschaft hinein Dinge und Haltungen ins Rutschen
geraten. "Auch wenn künstlerische Programme keine expliziten
politischen Botschaften formulieren, wurzelt die alte und neue Musik,
die wir spielen, in Einflüssen unterschiedlichster Kulturen und ihrer
Geschichte. Unvorstellbar wäre sie als generisch abendländische oder
gar deutsche Alleinvertretung. Sie transportiert destillierte
Vorstellungen von Freiheit, Vielfalt, Differenz, Mitgefühl,
Solidarität und Liebe, tradiert aus einer langen Geschichte, in der
vielfältige Kulturen ihr Erbe weitertragen. Das wollen wir nicht
vergessen, und so wollen wir unsere Musik immer präsentieren."
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Charta für eine vielfältige und integrative Stadtkultur

Hella Schwemer-Martinßen (Direktorin Bücherhallen Hamburg) erzählte
von Versuchen der AfD, Einfluß auf die Bestandspolitik zu nehmen.
Dabei soll identifiziert werden, wer jeweils für welche Entscheidung
verantwortlich ist. Das seien Elemente rechter Denunziation, wie man
sie aus der Geschichte kennt. Sie selbst spreche hier für das
bundesweite Projekt "360 Grad" der Bundeskulturstiftung, bei dem es um
vielfältige Stadtkultur geht. Zu den Schwerpunkten in ihrem eigenen
Programm gehöre es, den Anteil von MitarbeiterInnen mit
Zuwanderungshintergrund innerhalb von vier Jahren zu verdoppeln. Zudem
schule man das Kollegium und das anderer Kultureinrichtungen in
interkultureller Kompetenz. Auch rege man einen produktiven Diskurs
mit den verschiedenen ethnischen Communities in der Stadt an. Im
nächsten Jahr sei eine Gemeinschaftsaktion der kulturellen Bildung in
Hamburg geplant, um eine Charta für vielfältige und integrative
Stadtkultur zu entwickeln. "Wir als kulturelle Bildung werden einen
Beitrag zu einer widerständigen Anti-Rechts-Politik in dieser Stadt
leisten!"




[image: Auf dem Podium - Foto: © 2018 by Schattenblick]

Alexander Schulz

Foto: © 2018 by Schattenblick



Gegen jede Schwächung des kulturellen Reichtums

Wie Alexander Schulz (Geschäftsführung Reeperbahn Festival)
unterstrich, leben seine Veranstaltungen von der Zusammenarbeit mit
über 60 Ländern, Kulturwirtschaftsbetrieben und Künstlern überall in
der Welt und stehen für den Dialog zwischen den Nationalitäten und
Kulturkreisen. Die Verbindungen, die daraus entstehen, zeigten
deutlich, wie wichtig unabhängige Kulturarbeit im internationalen
Kontext und zwar unabhängig von der politischen Ausrichtung des
jeweiligen Landes sei. Jede Bestrebung von politischer Seite, auf
Kultur, Medienbetrieb und Kulturwirtschaft Einfluß zu nehmen, stelle
eine Schwächung des kulturellen Reichtums dar. Die Veränderungen in
Europa rückten immer näher, den Niederlanden, Dänemark oder Ungarn
drohten weitere Länder zu folgen. "Wir werden uns alle darauf
einstellen müssen, daß wir direkt konfrontiert werden nicht nur mit
Anfragen, sondern auch Angriffen in den sozialen Medien. Wir brauchen
die Solidarität untereinander, um in einer angemessenen Gegenbewegung
darauf reagieren zu können."
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Kritischer Gegenöffentlichkeit Platz verschaffen

Christine Ebeling (Gängeviertel) hob hervor, daß ihre Initiative keine
Leitung habe, sondern sich als Kollektiv verstehe. Dessen Motto "Komm
in die Gänge" sei aktueller denn je. "Wir begreifen uns als bunt und
glitzernd. Wir lieben die Vielfalt, Farben sind uns egal. Alle Farben
sind schön, besonders die vielen Hautfarben, und auch Geschlechter
sind uns egal im Sinne von wir sind alle gleich. Wir sind ein
vielfältiges Kollektiv, welches nicht nach Geschlecht, Alter, Herkunft
oder Sprache schaut. Wir wollen Leben, Arbeit, Kunst und Kultur
zusammenbringen, Ausschluß ist bei uns nicht drin." Gerade die
Menschen, die ebenfalls in prekären Verhältnissen leben, seien
eingeladen, ins Gängeviertel zu kommen. Dort werde Rassismus, Homo-
oder Transphobie, Nationalismus und Ausgrenzung nicht geduldet. Es sei
erschütternd, daß in der Nachbarschaft angeblich besorgte Bürger
Versammlungen abhalten, bei denen faschistisches und rassistisches
Gedankengut verbreitet wird, absurderweise direkt neben dem
Lessingdenkmal auf dem Gänsemarkt. Nun hätten gerade mal 80 Personen
dafür gesorgt, daß der Dammtorbahnhof kurzzeitig gesperrt wurde.
Diesen Positionen werde so viel Aufmerksamkeit geschenkt, die sich
doch vielmehr auf die zahlreichen Einrichtungen und Initiativen
richten sollte, die sich um diejenigen kümmern, die hier unter
Ausgrenzung, Gewalt und Verfolgung zu leiden haben. "Wir sind traurig
und wütend, aber nicht ohnmächtig. Wir engagieren uns für die
Möglichkeitsräume, in denen ein kollektives Miteinander erprobt und
gelebt werden kann. In denen Kunst und Kultur, Politik und kritische
Gegenöffentlichkeit einen Platz haben, damit das Feld nicht den
reaktionären Entwürfen nationaler Gewalt und Herrschaftsphantasien
überlassen wird. Laßt uns verbinden und alle mitnehmen, die sich
schwach fühlen."
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Auseinandersetzung mit rechter Ideologie

Bastian Lomché (Dramaturg am Schauspielhaus) verlas eine Stellungnahme
der Intendantin Karin Beier, die nicht anwesend sein konnte. "Wer
hätte vor wenigen Jahren, vielleicht sogar Monaten damit gerechnet,
daß gewählte Politiker von der "Entsiffung" des Kulturbetriebs
sprechen? Daß wir nach Vorstellungen der AfD "stets auch deutsche
Stücke" spielen sollen und sie am besten so inszenieren, daß sie zur
Identifikation mit unserem Land anregen? Wer hätte damit gerechnet,
daß die Freiheit der Kunst derart unverblümt zur Disposition gestellt
wird?" Die AfD und die Identitäre Bewegung hätten es verstärkt auf die
Kunst- und Kulturbetriebe abgesehen. Das Bündnis der Vielen sei ein
wichtiger Schritt, auf diese Entwicklung zu antworten, sich
gegenseitig zu schützen und zu unterstützen. Inhaltlich müsse man sich
weiterhin mit den rechten Ideologien auseinandersetzen und dürfe nicht
bei den Symptomen stehenbleiben. "Rechte Parteien und Organisationen
gewinnen nicht an Einfluß, weil sie die Kunst angreifen. Sie erhalten
immer mehr Zuspruch, weil sie die massiven gesellschaftlichen Probleme
geschickt für ihre Zwecke nutzen." Ihr Selbstvertrauen werde weiter
anwachsen, sofern man diese Probleme nicht ernstnehme und sie
konsequent verhandle. Ein wichtiger Schritt sei es, der Diversität
unserer Gesellschaft mehr Rechnung zu tragen. Dies gelte für die
künstlerische Auseinandersetzung ebenso wie für die Reflexion der
eigenen Strukturen. Dabei könne die Situation in Hamburg noch als
vergleichsweise gut gelten. Deshalb sei es eine wichtige Aufgabe des
Bündnisses, sich mit Kunst- und Kulturbetrieben an Orten zu
solidarisieren, in denen die Mehrheitsverhältnisse andere sind.
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Mephistos Geist als unverzichtbare Widerspruchsinstanz

Johannes Blum (Leitender Dramaturg der Staatsoper Hamburg) verlas ein
Statement von Georges Delnant, dem Intendanten der Staatsoper. "Der
mephistophelische Geist, der stets verneint, ist die Grundlage, auf
der eine demokratisch gemeinte und bei allen Einschränkungen auch
funktionierende Gesellschaft fußt. Es ist die Forderung, immer und
gegen alle Widerstände Nein zu sagen zu den einfachen Wahrheiten,
plausiblen Scheinlösungen, ressentimentgeladenen Haltungen, die wir
heute auch zunehmend im offiziellen politisch-kulturellen Raum
wahrnehmen." Mephisto, das sei die Ironie an der Sache, formuliere
bereits seine kommende Niederlage, indem er eine notwendige
philosophische Widerspruchsinstanz verkörpert. "Ich bin ein Teil von
jener Kraft, die stets das Böse will und stets das Gute schafft." Nur
aus Widerspruch, aus Infragestellen könne das Gute entstehen. "Sehr
optimistisch, sehr idealistisch, sehr deutsch." Populistische Stimmen
forderten immer vernehmbarer die zensierende Korrektur von Inhalten,
Spielplänen, Macharten, Aussagen und künstlerischen Konzepten. Auch
das Wort der "Renationalisierung" von Kunstinhalten und Stoffen gehe
um. Dabei könne er eine lange Liste deutschsprachiger Autoren,
Philosophen, Komponisten und Maler in Vergangenheit und Gegenwart
anführen, die in einem nationenübergreifenden Geist in kritischer
Distanz zu Nationalisten gearbeitet haben. "Was soll das denn sein,
das Deutsche, das es zu retten gilt, das uns genommen zu werden droht?
Die klare Flüssigkeit des deutschen Kulturgeistes getrübt von
Migrationsverunreinigung fremdartiger Infiltration von neuen
freiheitlichen als provokativ empfundenen Lebens- und
Gesellschaftskonzepten, gerettet durch die Reinigung von undeutschen
Inhalten in Bibliotheken, Theatern, Museen?" Doch eine Gesellschaft,
die aufhört, sich selbst unbequem zu sein, höre auf zu sein.
Kunst- und Kulturschaffende hätten die Pflicht ihrem Publikum
gegenüber, auch unbequem zu sein. Denn das liege in seinem ureigensten
Interesse, da widerspruchsfreie Geschichten stets lebensabtötende,
triste Geschichten seien. "Dafür haben wir keinen Auftrag, weder von
uns an uns gestellt noch seitens der Gesellschaft uns überantwortet.
Kunst macht scheinbar bekannte und vertraute Dinge fremd. Das leistet
der Verneinungsgeist Mephistos. Das ist unsere tägliche Arbeit. Das
ist notwendig, Not wendend politisch und in moralischer und
ästhetischer Hinsicht schön - und zwar in dem Sinne, wie Heiner Müller
es mal gesagt hat, das Fremde ist eigentlich das Schöne."

So endete die Pressekonferenz der zwölf Stellungnahmen aus dem Kreis
Hamburger Kunst- und Kulturschaffender mit einem angemessenen
Schlußwort. Mephistophelischer Geist, verstanden als Wesenskern
künstlerischen Strebens, steht hier für die Unvereinbarkeit mit einer
rechtspopulistischen Verengung und Verödung von Kultur und
Gesellschaft, der es ebenso entschieden entgegenzutreten gilt wie
jeglichen repressiven An- und Übergriffen seitens etablierter
politischer Strömungen.
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Fußnote:

[1] www.kampnagel.de/de/service/kontakt/hamburger-erklaerung-der-vielen/
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





INTERVIEW/172: Stimmen der Kultur - unsere Welt, unsere Erzählung ...    Matthias Schulze-Kraft im Gespräch (SB)


Interview am 9. November 2018 auf Kampnagel in Hamburg-Barmbek



Matthias Schulze-Kraft ist Künstlerischer Leiter des Lichthof Theaters, einer
der größten Bühnen der freien Theaterszene Hamburgs. Am Rande der Präsentation
der Hamburger Erklärung der Vielen im Rahmen der bundesweiten Kampagne des in
Berlin gegründeten Vereins Die Vielen e.V. am Freitag auf Kampnagel beantwortete
er dem Schattenblick einige Fragen zu den Zwecken und Zielen dieses Bündnisses
kulturschaffender Menschen gegen die Rechtsentwicklung in der Bundesrepublik. 
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Schattenblick (SB): Herr Lux vom Thalia-Theater sprach eine Schändung der
Sprache durch die Neue Rechte an. Wie erleben Sie die durch die rechte Offensive
ausgelöste Veränderung im Gebrauch der Sprache?

Matthias Schulze-Kraft (MSK): Ich würde nicht von Schändung sprechen, das ist
für mich ein von der anderen Seite besetzter Begriff. Es gibt eine Umdeutung von
Werten und Begriffen, eine Verharmlosung von ideologisch durchsetzten Begriffen,
und das, finde ich, ist das Gefährliche an der Bewegung, die zur Zeit
stattfindet. Man nimmt etwas, was sich relativ harmlos anhört, und dahinter
verbirgt sich aber eine ganz bestialische, ausgrenzenden Ideologie. An der
Oberfläche jedoch tut man so, als sei gar nichts gewesen. Daraus hat sich
tatsächlich eine Veränderung von Sprachkultur ergeben, von der Art und Weise,
sich im politischen Raum sprachlich zu verständigen und auszudrücken. Das halte
ich für die eigentlich gefährliche Entwicklung. 

SB: Es geht nicht nur um klassischen Rechtsextremismus, sondern es findet auch
ein Kulturkampf statt, wie die starke Orientierung auf traditionelle
Geschlechterrollen und der Antifeminismus der Neuen Rechten zeigt. Wie läßt sich
Ihrer Ansicht nach demgegenüber Diversität verteidigen?

MSK: Ich glaube, wir sollten uns nicht die Hoheit über die Erzählung einer
pluralen und offenen Gesellschaft aus der Hand nehmen lassen. Wie ich vorhin
schon in meinem Statement erklärte, wird versucht, über narrative Konstruktionen
eine neue Erzählung von Gesellschaft zu plazieren. Als Kulturinstitutionen haben
wir eigentlich die Aufgabe, solche Erzählungen, die auch eine nationale und
gesellschaftliche Bindungskraft entfalten, zu erfinden, zu gestalten und zu
verbreiten. Wir sollten unsere Arbeit mit einem deutlicheren Blick darauf
verrichten, daß wir uns nicht nur auf das Individuelle verlassen können, sondern auch
immer schauen müssen, wo das Individuelle politisch ist, und vielleicht stärker
als in den letzten Jahren und Jahrzehnten auf dieses Politische setzen.

SB: Könnte aus dieser Entwicklung nicht sogar der paradoxe Effekt resultieren,
daß die politische Seite des Theaters unter diesen Umständen neu belebt, daß
wieder stärker Position bezogen wird?

MSK: Für das Freie Theater, das ich repräsentiere, würde ich das nicht sehen,
weil das Freie Theater immer politisch ist, daraus eine starke Motivation
bezieht und sich auch immer positioniert hat. Für das andere Theater kann ich
eigentlich nicht sprechen.

SB: Auch die Freie Theaterszene ist in gewisser Weise auf öffentliche Förderung
angewiesen. Haben Sie die Befürchtung, daß durch den Einfluß der AfD Kürzungen
ins Haus stehen?

MSK: Dafür ist die AfD in Hamburg zum Glück zu schwach, zudem widersetzt sich
eine starke bürgerliche Allianz gegen diese Anfeindungen der AfD. Wo ich ein
bißchen besorgt bin, das sind diese kleinen schleichenden Prozesse, die Step by
Step verlaufen, was ja auch eine formulierte Strategie der Rechten ist. Sie
machen nicht den großen Schlag, sondern wenden kleine Nadelstiche an, die die
Gesellschaft nach und nach in ihre Richtung rücken. Die Gefahr, daß über eine
hohe Anzahl von Kleinen Anfragen usw. solche kleinen Steps in Richtung auf eine
rückwärtsgewandte Ideologie vollzogen werden, die scheint mir schon ziemlich
groß zu sein. So etwa, wenn eine Verwaltung sich zu fragen beginnt, ob sie noch
die Gelder für dieses oder jenes Projekt bewilligen kann oder ansonsten
befürchten muß, daß zahlreiche Kleine Anfragen kommen. Ich glaube, diese
Prozesse sind die eigentlich gefährlichen. Ich kann aber im Moment noch nichts
derartiges feststellen.

MSK: Das Motto "Wir sind viele" ist im Grunde genommen ein unbegrenztes
Statement. Könnten aus diesem Bündnis kulturell bewegter Menschen auch Impulse
für eine neue linke Massenbewegung ausgehen, die neulich in Berlin über 200.000
Menschen gegen rechts auf die Straße gebracht hat?

MSK: Das glaube ich ganz sicher. Die Berliner "Vielen" waren ja auch schon ein
geschlossener Block innerhalb dieser Demonstration. Sie haben das Signum der
Rettungsdecke verwendet, was wir für Hamburg aus ökologischen Gründen
ausgeschlossen haben, aber wir nutzen natürlich auch den Gold-Hintergrund. Auf
jeden Fall waren sie als Block auf dieser Demo sichtbar. Die nächste große
Aktion der Vielen wird eine große Demonstration am 13. Mai in Berlin sein, und
es wäre jetzt auch unsere Aufgabe als Hamburger, und ich glaube das wird auch
gelingen, daß wir mit einer breiten Gruppe dorthin reisen, die von uns
mobilisiert wird, so daß wir auch stärker nach außen mit einem politischen
Statement zeigen, daß wir eine Kraft sind. 

SB: Vielen Dank für das Gespräch.
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8455: Und morgen, den 12. November 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.11.2018 bis zum 13.11.2018 +++
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Morgens ziehen Wolken her,

Sonne nur zum Gruße,

Himmel zu und regenschwer

stützt es Jean-Lucs Muße.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8882: Aus aller Welt - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Schweiz schließt sich EU-Sanktionen gegen Myanmar an

Fünf Monate nachdem der EU-Außenministerrat Einreiseverbote und
Vermögenssperren gegen sieben hohe Offiziere der Streitkräfte in
Myanmar erlassen hat, schloß sich die Schweiz den EU-Sanktionen an.
Den Generälen werden schwere Menschenrechtsverbrechen gegen die
muslimische Minderheit der Rohingya im westlichen Bundesstaat Rakhine
vorgeworfen. Wie der Bundesrat in Bern auf seiner Webseite mitteilte,
wurde zudem der Rüstungshandel mit der Armee und der Polizei in dem
mehrheitlich buddhistischen Land untersagt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8882: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tödlicher Messerangriff in Hannover

In der niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover ist ein 39 Jahre
alter Mann nach einem Messerangriff in einem Krankenhaus verstorben.
Nach bisherigen Kenntnissen war der 39jährige in der Nähe des
Hauptbahnhofs am Samstagabend mit dem mutmaßlichen Täter in Streit
geraten. Von diesem fehlt bislang jede Spur. Die Hintergründe der
Auseinandersetzung waren am Sonntag noch unklar. Bereits am
Donnerstag war in der Leinestadt ein 22jähriger mit einem Stich in
den Unterleib schwer verletzt worden. In diesem Fall konnte die
Polizei einen 40jährigen Tatverdächtigen ermitteln.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8879: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Sieben Tote nach Explosion auf türkischem Stützpunkt

Auf dem Militärstützpunkt Süngü Tepe in der Provinz Hakkari im
Südosten der Türkei sind am Freitag mindestens sieben Soldaten bei
einer Explosion ums Leben gekommen. Weitere 25 Soldaten seien
verletzt worden, als ein Artilleriegeschoß versehentlich detoniert
sei, teilte Verteidigungsminister Hulusi Akar mit. Ein Expertenteam
suche nach der Ursache für die Explosion. Die Basis liegt im
Dreiländereck mit dem Iran und dem Irak. Dort kommt es immer wieder
zu Gefechten zwischen den türkischen Streitkräften und Kämpfern der
verbotenen Arbeiterpartei Kurdistans (PKK).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8881: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne begeistern Friedrich Merz

CDU-Politiker Friedrich Merz äußerte sich lobend über die Grünen. In
einem Gespräch mit der Bild am Sonntag bezeichnete der Bewerber für
den CDU-Vorsitz die Grünen als sehr bürgerlich, sehr offen, sehr
liberal und partnerfähig. Mit dem früheren Grünen-Parteichef und
jetzigen Vorsitzenden des Verkehrsausschusses im Bundestag, Cem
Özdemir, sei er in vielen politischen Fragen einer Meinung, sagte
Merz. Neben Merz bewerben sich als aussichtsreiche Kandidaten noch
CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer und
Gesundheitsminister Jens Spahn für den Parteivorsitz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8880: Tragisches und Kurioses - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ägyptische Archäologen entdecken Dutzende Katzenmumien

In einer Grabanlage am Rand der Nekropole von Sakkara südlich von
Kairo haben ägyptische Archäologen sieben Sarkophage gefunden, die
Dutzende Katzenmumien und mumifizierte Skarabäe sowie hundert
vergoldete Holzkatzen und eine Bronzestatue der Katzengöttin Bastet
enthielten. Wie Antikenminister Chaled al-Enani am Samstag mitteilte,
stammen vier Kalksteinsarkophage aus dem Alten Reich, der ältesten
der klassischen Perioden des Alten Ägyptens, und sind somit fast
5.000 Jahre alt, und die anderen Steinsärge aus der Zeit des Neuen 
Reichs von 1550 bis 1070 vor Christus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7965: Aus Forschung und Technik - 11.11.2018 (SB)




MELDUNGEN



Japanische Kapsel wassert mit Material der Raumstation im Pazifik

Eine Kapsel des unbemannten Raumfrachters Kounotori 7 ist unweit der
japanischen Küste mit einem Fallschirm im Pazifik gelandet. Die 84
Zentimeter lange und 66 Zentimeter breite Landekapsel habe
wissenschaftliches Forschungsmaterial von der Internationalen
Raumstation ISS auf die Erde zurückgebracht, teilte die japanische
Raumfahrtagentur JAXA in Tokio mit. Die Proben sollen in ein
Forschungszentrum der Raumfahrtagentur in Tsukuba in der Präfektur
Ibaraki geschickt werden. Die Weltraumkapsel war von dem mit Stationsmüll
beladenen Raumfrachter Kounotori 7 ausgesetzt worden, bevor dieser
selbst in der Erdatmosphäre verglühen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7978: Aus aller Welt - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Nord- und Südkorea räumen erste Grenzposten

Südkorea hat elf Militärposten an der Grenze zu Nordkorea geräumt und
damit begonnen, sie abzubauen. Das teilte ein Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Seoul mit. Er ging davon aus, daß
Nordkorea ebenfalls elf derartige Einrichtungen geschlossen hat.
Beide Länder genügen mit dem Abbau der Grenzanlagen einem Abkommen,
welches ihre Verteidigungsminister im September unterzeichnet hatten.
Im Dezember will man überprüfen, ob sich beide Seiten an das Abkommen
halten. Gegebenenfalls sollen sämtliche Grenzposten in der Pufferzone
zwischen beiden Ländern geräumt werden. Nach dem Koreakrieg
(1950-53) haben die beiden Länder nicht Frieden geschlossen. Im April
unterzeichneten ihre Staatsführungen eine Aussöhnungsvereinbarung,
welche eine Ära des Friedens einläuten soll.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7937: Medizin und Gesundheitswesen - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Extrem dicke Kinder oftmals schwer krank

Extrem dicke Kinder haben nicht nur den Hohn und Spott ihrer Umgebung
auszuhalten, oftmals leiden sie auch an einer Herzmuskelverdickung 
oder anderen Symptomen, wie sie sonst erst im Alter ab 50 Jahren 
vorkommen. So warnte Martin Wabitsch, Präsident der Jahrestagung der 
Deutschen Adipositas-Gesellschaft, daß sich bei diesen Kindern sowohl 
am Kniegelenk als auch am Hüftgelenk früh Verschleißerscheinungen 
bilden. Auch Fettleber oder eine Verfettung der Bauchspeicheldrüse 
sind oft anzutreffen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, haben 
nach einer Untersuchung des Robert Koch-Instituts zur Gesundheit von 
Kindern und Jugendlichen in Deutschland rund 26 Prozent der Fünf- bis 
Siebzehnjährigen Übergewicht, etwa neun Prozent sind von Adipositas 
und damit von extremem Übergewicht betroffen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7966: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Brandanschlag auf ausgestelltes Flüchtlingsboot in Wittenberg

In Wittenberg ist ein über 15 Meter langes, ehemaliges
Flüchtlingsboot, welches im Rahmen der Weltausstellung Reformation
als Kunstwerk aufgebockt war, in der Nacht auf Samstag in Brand
gesetzt worden. Das Steuerhaus wurde zerstört, der Rumpf wurde
beschädigt. Polizei und Stadtverwaltung können ein politisches Motiv
der Brandstifter nicht ausschließen. Der polizeiliche Staatsschutz
schaltete sich in die Ermittlungen ein. Mit dem Boot waren vor fünf
Jahren 244 Menschen von Nordafrika nach Europa gekommen. Wittenbergs
Oberbürgermeister Zugehör sagte auf einer Pressekonferenz, das als
"Denkmal der Menschlichkeit, Konsequenz und Rechtsstaatlichkeit"
bekannte Flüchtlingsboot habe an weiterhin ungelöste Fragestellungen
erinnert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7889: Sprache, Kunst und Medium - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Flüchtingsmahnmal in Wittenberg in Brand gesteckt

Im Rahmen der Weltausstellung zum 500. Jubiläum der Reformation in
Wittenberg wurde von Unbekannten ein Flüchtlingsboot aus dem
Mittelmeer offenbar angezündet und dabei vollständig zerstört.

Wie MDR Sachsen-Anhalt berichtete, waren vor fünf Jahren 244 Menschen
mit dem 15 Meter langen offenen Schiff von Libyen nach Sizilien
geflüchtet. Demnach hatten alle Passagiere die Flucht überlebt. Als
Mahn- und Hoffnungszeichen wurde das Boot 2017 in die Stadt an der
Elbe gebracht und dort ausgestellt.

Nach Angaben der Polizei werde in alle Richtungen ermittelt. Zeugen
werden gebeten, sich in der Polizeidirektion Wittenberg zu melden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7956: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Saudi-Arabien verzichtet im Jemen auf Luftbetankung durch die USA

Die Kriegsallianz um Saudi-Arabien verzichtet bei ihren Bombenflügen
im Bürgerkriegsland Jemen auf Luftbetankung durch die USA. Das
meldete die staatliche Nachrichtenagentur Saudi Press Agency (SPA)
unter Berufung auf Regierungsangaben. Demnach konnte Saudi-Arabien
seine Kapazitäten bei der Luftbetankung ausweiten und hat darüber die
US-Regierung informiert. US-Verteidigungsminister Mattis bestätigte
die Entscheidung Riads. Diese geht möglicherweise auch auf eine
Initiative Washingtons zurück. Bislang wurde rund ein Fünftel der im
Jemen eingesetzten Kampfflugzeuge von der Luftwaffe der USA betankt.
Im Jemen bekämpft die Allianz Riads seit 2014 die schiitischen
Huthi-Milizen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7970: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



SPD-Vorsitzende Nahles will Hartz-IV ersetzen

Die SPD-Parteivorsitzende Andrea Nahles hat sich beim sogenannten
Debattencamp ihre Partei in Berlin für eine große, umfassende und
tiefgreifende Sozialstaatsreform stark gemacht. Ohne Denkverbote
sollte man eine Reform am System angehen. Hartz IV wird man hinter
sich lassen, so Nahles. Statt dessen soll eine Grundsicherung
eingeführt werden, welche die Bedürfnisse der Menschen, die auf Hilfe
angewiesen sind, statt den Mißbrauch von Leistungen in den
Vordergrund stellt. Andererseits soll Leistungsgerechtigkeit ein
zentraler Maßstab sein. Die Menschen bräuchten einen freundlichen,
zugewandten, echten Sozialstaat, sagte die Parteivorsitzende. Die
Vorschläge von Nahles sollen in die "Sozialstaatsreform 2025"
einfließen, an der die Sozialdemokraten derzeit arbeiten, um wieder
mehr Zustimmung bei den Wählern zu bekommen.

Auf dem zweitägigen Kongreß am Wochenende diskutierten rund 2500
Teilnehmer mit führenden Parteipolitikern über die Europa-, Umwelt-
und Klimapolitik, Migration, Verkehr, Pflege und anderen sozialen
Themen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7939: Tragisches und Kurioses - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Australierin als "Essens-Terroristin" verhaftet

Weil sie frische Erdbeeren mit Nähnadeln gespickt haben soll, wurde in
Australien eine Frau festgenommen. Polizisten sowie Geheimdienstler
hätten mit Hochdruck gearbeitet, um der 50jährigen auf die Schliche zu
kommen, erklärte die Polizei im Bundesstaat Queensland anläßlich der
Verhaftung. Angaben zu den Vorwürfen gegen sie und zu ihren Motiven
seien nicht vor Anfang der Woche zu erwarten.

Laut ZDF heute war im September ein Mann nach dem Verzehr von
Erdbeeren mit heftigen Bauchschmerzen ins Krankenhaus gekommen. Bei
einer Operation wurden im Magen Stecknadeln gefunden.

Das ganze Land war alarmiert, als in der Folgezeit aus sechs der acht
Bundesstaaten über hundert tatsächliche oder vermutete Nadelfunde
gemeldet wurden. Viele Supermärkte nahmen Erdbeeren daraufhin aus dem
Handel, die tonnenweise auf Mülldeponien landeten. Vereinzelt gab es
auch Meldungen über Nadeln in Obstsorten wie Äpfel und Bananen. Teils
wurde auch der Export eingestellt.

Inzwischen hatte die Polizei für Hinweise auf den oder die Täter eine
Belohnung von 100.000 Dollar (rund 61.000 Euro ausgesetzt).
Gleichzeitig verschärfte das australische Parlament in einem
Schnellverfahren die Höchststrafe für sogenannten "Essens-Terrorismus"
von 10 auf 15 Jahre Haft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7967: Arbeit, Soziales und Familie - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestkundgebung in Rom gegen neue Flüchtlingspolitik

In Rom haben am Samstag Tausende Menschen aus ganz Italien gegen die
Flüchtlingspolitik der Regierungskoalition aus fremdenfeindlicher
Lega-Partei und populistischer Fünf-Sterne-Bewegung demonstriert. Die
Kundgebung war von linken Organisationen und Rassismusgegnern
unterstützt worden. Einige Tage zuvor hatte der Senat ein Dekret
verabschiedet, welches unter anderem die Ausweisung von Migranten
erleichtert und aus humanitären Gründen erteilte
Aufenthaltsgenehmigungen faktisch abschafft. Außerdem sollen viele
Asylbewerber in großen Auffangzentren untergebracht werden. Das
Dekret muß noch vom Abgeordnetenhaus verabschiedet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7948: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Flatter-Ulme Baum des Jahrs 2019

In Feuchtgebieten und Flußauen ist sie zu Hause: Die Flatter-Ulme.
Diese markante Augenweide ist der Baum des Jahres 2019, teilte die
Stiftung Baum des Jahres dpa zufolge mit. Den fraglos ungewöhnlichen
Namen verdankt die Ulme ihren buschigen Blüten, die im Wind flattern.
In Deutschland kommt sie vor allem im Oberrheingraben, entlang der
Donau, in der Rhein-Main-Ebene, im Spreewald und an der Mittleren
Elbe vor. Dennoch zählt sie in Deutschland zu den seltenen Baumarten,
da ihr feuchter Lebensraum als bedroht gilt. Denn viele Auen müssen
landwirtschaftlichen Flächen weichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7955: Märkte und Finanzen - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Ali Baba mit neuem Umsatzrekord am Single Day

Der chinesische Onlinehändler Ali Baba führt seit acht Jahren am 11.
November eine umfängliche Rabattaktion durch. Am sogenannten Single
Day in diesem Jahr wurden die Umsatzrekorde von 2017 deutlich
übertroffen. Innerhalb von zwei Minuten erzielte der Konzern einen
Umsatz von umgerechnet 1,27 Milliarden Euro, wie die
Nachrichtenagentur Xinhua meldete. Innerhalb der ersten Stunde setzte
Ali Baba Waren für fast 8,8 Milliarden Euro ab. Das waren rund 21
Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Nach zwei Dritteln der 24stündigen
Verkaufsaktion war der Vorjahresumsatz erreicht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7971: Aus Forschung und Technik - 11.11.2018 (SB)




VOM TAGE



Dark Mode kann Akkulaufzeit um 60 Prozent verlängern

Der sogenannte Dark Mode entwickelt sich zum Renner. Denn er kann die
Akkulaufzeit laut der Internetplattform curved.de um nicht weniger
als 60 Prozent verlängern. Zahlreiche Android-Apps verfügen bereits
über das dunkle Design. Von den Google-Anwendungen hat neben YouTube
die SMS-App Android Messages und die Google-Tastatur Gboard eine
solche Einstellung. Gleiches gilt für den Pixel Launcher, der
Startbildschirm für Pixel-Smartphones. Dieser wurde ebenfalls von den
Entwicklern mit dem von Nutzern vielfach geforderten Feature
versehen.
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





SOZIALES/1922: 100 Jahre Frauenwahlrecht - Wir kämpfen weiter für die Gleichstellung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. November 2018

100 Jahre Frauenwahlrecht: Wir kämpfen weiter für die Gleichstellung



Zum 100. Jahrestag des Frauenwahlrechts am 12. November erklären
Katrin-Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende, und Ulle Schauws, Sprecherin
für Frauenpolitik:

Das Frauenwahlrecht ist ein Meilenstein unserer heutigen Demokratie. Unser
Respekt gilt den starken Frauen, die gegen alle Widerstände vor 100 Jahren
für sich und die nachfolgenden Generationen Frauen die Teilhabe an
politischen Prozessen erstritten haben. Wir sind es diesen Kämpferinnen
schuldig, dass wir uns weiter für die Gleichstellung einsetzen. 100 Jahre
später ist viel erreicht, aber es gibt noch zu viele Baustellen: Die
gläserne Decke steht immer noch, Männer verdienen im Durchschnitt weiterhin
mehr als Frauen und in den Vorständen der DAX-Unternehmen liegt der
Frauenanteil im einstelligen Prozentbereich. In der Bundesregierung sieht
es kaum besser aus, nur ein Viertel der Staatssekretäre sind weiblich
besetzt, Bundesminister wie Horst Seehofer oder Andreas Scheuer kommen
gleich ganz ohne Frauen auf dieser Ebene aus. Dies ist nicht nur eine
schlechte Bilanz, sondern es ist das Bild einer Regierung, die nicht auf
der Höhe der Zeit ist. 100 Jahre nach der Einführung des Frauenwahlrechts
ist festzustellen, dass Geschlechtergerechtigkeit bei den anderen
Fraktionen noch kein Selbstläufer ist, der Frauenanteil im Bundestag ist
erstmals wieder gesunken. Wir werden deshalb weiter für mehr Gerechtigkeit
kämpfen, in guter Tradition.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. November 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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NAHOST/1637: Bahrain - antidemokratischer Alltag eines US-Partners ... (SB)


Bahrain - antidemokratischer Alltag eines US-Partners ...



Am 24. November finden in Bahrain Parlamentswahlen statt. Diese haben
ausschließlich Fassadenfunktion, denn seit 2011, als die sunnitische
Herrscherfamilie Al Khalifa die Demokratiebewegung der schiitischen
Mehrheitsbevölkerung Bahrains mit Hilfe saudischer und pakistanischer
Truppen brutal niederschlug, herrscht in dem winzig kleinen Königreich
am Persischen Golf der Polizeistaat. In den oppositionellen Hochburgen
in den armen Siedlungen am Rande der Hauptstadt Manama herrscht
permanenter Ausnahmezustand. Razzien finden regelmäßig statt.
Unzählige meist junge Menschen sitzen wegen Teilnahme an irgendwelchen
Demonstrationen im Gefängnis. An der Aufrechterhaltung dieser
traurigen Bedingungen verdienen sich westliche Ex-Polizeioffiziere und
Ex-Militärkommandeure als "private Sicherheitsdienstleister" dumm und
dämlich. Die meisten dieser Krisenprofiteure stammen aus den USA,
deren 5. Flotte in Bahrain ihren Heimathafen unterhält, und dem
Vereinigten Königreich, dessen Marine sich vor kurzem in dem einstigen
Protektorat Großbritanniens ebenfalls einen Stützpunkt eingerichtet
hat.

Ein starker Beleg für die Fadenscheinigkeit der kommenden Wahlen waren
die Urteile, die in Manama am 4. November gegen drei der wichtigsten
Oppositionsführer des Landes verhängt wurden. Scheich Ali Salman,
Generalsekretär der schiitischen Partei Al Wefaq, der größten
politischen Gruppierung des Landes, sowie zwei seiner Mitstreiter,
Scheich Hassan Sultan und Ali Alaswad - letztere in Abwesenheit, da
sie sich im Exil befinden - wegen Hochverrats und der Zusammenarbeit
mit der Regierung Katars zu lebenslangen Freiheitsstrafen verurteilt.
Amnesty International, dessen Beobachter den Schauprozeß begleitet
haben, sprach von einer "Verhöhnung der Gerechtigkeit". Als
wichtigstes Beweisstück diente ein Telefongespräch Scheich Salmans mit
dem früheren katarischen Premierminister Scheich Hamad bin Jassim Al
Thani, das nach Meinung unabhängiger Experten von der bahrainischen
Staatsanwaltschaft manipuliert worden war.

Das Gespräch fand 2011 auf dem Höhepunkt des "Arabischen Frühlings" im
allgemeinen und der Demonstrationen der bahrainischen
Zivilgesellschaft für Reformen im besonderen statt. Bereits 1994 war
Scheich Salman ins Visier der Justizbehörden Bahrains geraten, ohne
Anklage mehrere Monate lang festgehalten und gefoltert worden, bevor
er anschließend für 15 Jahre ins Exil abgeschoben wurde. Nach der
Niederschlagung der Demokratiebewegung im März 2011 haben er und die
anderen Al-Wefaq-Abgeordneten im 40sitzigen Parlament ihre Mandate
ruhen lassen. Die letzten Parlamentswahlen 2014 hat die Partei wegen
der anhaltenden Repressionswelle boykottiert. Derzeit sitzt Scheich
Salman eine vierjährige Gefängnisstrafe wegen Beleidigung des
Innenministeriums sowie Anstachelung zur Gewalt gegen sunnitische
Mitglieder der Sicherheitskräfte ab. 2016, ein Jahr nach der
Verhaftung Al Scheichs, wurden Al Wefaq sowie die säkulare National
Democratic Action Society (Waad) auf gerichtliche Anordnung aufgelöst
und ihr Parteivermögen konfisziert.

Aktuell nehmen die Streitkräfte Bahrains in Ägypten an einem
zweiwöchigen Manöver teil, das der geplanten Schaffung einer
sunnitischen Militärallianz dienen soll, die an der Seite der USA und
Israels gegen den Iran gerichtet ist. Das Kriegsspiel, das vom 3. bis
zum 16. November dauert, heißt "Arabischer Schild 1". Daran nehmen
Soldaten aus Ägypten, Bahrain, Kuwait, Jordanien, Saudi-Arabien und
den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE) teil. Seit drei Jahren
versuchen die Armeen dieser Staaten im Jemen vergeblich, die
schiitische Huthi-Rebellen wegen angeblicher Nähe zum Iran in die Knie
zu zwingen. Beim Manöver in Ägypten fehlen Militärs aus Katar, gegen
das Saudi-Arabien, die VAE und Bahrain 2016 wegen Dohas guter
Beziehungen zu Teheran sowie seiner angeblichen Unterstützung des
"Terrorismus" in Form der Muslimbruderschaft einen diplomatischen und
wirtschaftlichen Boykott verhängt haben.

Derzeit laufen die Bemühungen Washingtons und Tel Avivs, Israel aus
der Isolation im Nahen Osten zu führen, die Beziehungen zu den
sunnitischen Nachbarstaaten zu normalisieren und auf dieser Weise die
Palästinenser wieder zu isolieren, auf Hochtouren. Unter der Regie von
Kronprinz Mohammed bin Salman, dem De-facto-Staatschef Saudi-Arabiens,
rennen Israels Vertreter überall auf der arabischen Halbinsel offene
Türen ein. Anfang November führte Benjamin Netanjahu den ersten Besuch
eines israelischen Premierministers im Sultanat Oman, das traditionell
eine Schaukelpolitik zwischen Riad und Teheran verfolgt, durch. Fast
zeitgleich wohnte die israelische Kulturministerin einer
internationalen Judo-Meisterschaft in der VAE-Hauptstadt Abu Dhabi
bei.

Am 2. November lobte Bahrains Außenminister Khalid bin Khalifa den
israelischen Regierungschef wegen dessen "klarer Position bezüglich
der Wichtigkeit regionaler Stabilität und der Rolle Saudi-Arabiens im
Kontext einer solchen Stabilität". Gemeint war der heldenhafte Einsatz
Netanjahus bei der Regierung von US-Präsident Donald Trump für
Kronprinz Mohammed in der Affäre um die Ermordung des Journalisten
Jamal Khashoggi am 2. Oktober im saudischen Konsulat in Istanbul.
Während alle Welt wegen des gräßlichen Meuchelmords die Absetzung
Mohammeds als saudischer Thronfolger verlangte, machte sich Netanjahu
als langjähriger Freund der Familie von Trumps Schwiegersohn und
Sonderberater Jared Kushner, für den in Mißkredit geratenen
Kronprinzen stark, weil Kushner, genau wie der Likud-Chef selbst, von
der fixen Idee einer vom Iran ausgehender existentiellen Bedrohung für
Israel besessen ist. Solange solche Ränkespiele im Nahen Osten ihr
Unwesen treiben, sind Wahlen in Bahrain sinnlos und alle Hoffnungen
auf einen demokratischen Aufbruch in der Region vollkommen
illusorisch.

11. November 2018
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DISKUSSION/431: Bremen - Bremen auf dem Weg in den Überwachungsstaat?, 13.11.2018


Bremer Friedensforum

Bremen auf dem Weg in den Überwachungsstaat?


Informations- und Diskussionsveranstaltung mit RA Dr. Rolf Gössner

(Internationale Liga für Menschenrechte)

zur (geplanten) Verschärfung von Polizeigesetzen

Dienstag, 13. November 2018, 19.30 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Bremen



In der ganzen Bundesrepublik verschärfen Landesregierungen die
Polizeigesetze, nachdem bereits das BKA-Gesetz, das baden-württembergische
und bayerische Polizeigesetz verschärft worden sind. Mit der Ausweitung
präventiver Eingriffsbefugnisse der Polizei werden Bürger- und Grundrechte
massiv eingeschränkt, um vermeintlich mehr Sicherheit zu erreichen; auch in
Bremen war dies von der rot-grünen Regierungskoalition so geplant. Nach
zivilgesellschaftlichen Protesten ist ihr Polizeigesetzentwurf inzwischen
auf Eis gelegt, nachdem die grüne Fraktion wegen grundsätzlicher Bedenken
die Reißleine gezogen hat.

Rolf Gössner wird über die Bürgerrechtsbeschränkungen und Gefahren durch
die neuen Polizeigesetze aufklären; er wird die seit Jahren und Jahrzehnten
voranschreitende fatale Polizeirechtsentwicklung im Zuge einer ausufernden
Antiterrorpolitik beleuchten; und er wird deren Auswirkungen in der Praxis
aufzeigen - für politisch Aktive sowie für die gesamte Zivilgesellschaft,
für die Grund- und Freiheitsrechte und für den demokratischen Rechtsstaat.
Auch den Bremer Gesetzentwurf wird er dabei untersuchen, der sich - mit
Staatstrojanern, Quellen-TKÜ, elektronischen Fußfesseln und Ausweitung der
Videoüberwachung - in diese Entwicklung einreiht. Denn die Gefahr ist in
Bremen keineswegs gebannt, zumal nächstes Jahr die Bürgerschaftswahl
ansteht.

Dr. Rolf Gössner ist Rechtsanwalt, Publizist und parlamentarischer Berater;
Kuratoriumsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte (Berlin),
Mitherausgeber des "Grundrechte-Reports" und Mitglied der Jury zur
Verleihung des Negativpreises "BigBrotherAward" an Datenkraken; er ist
einer der Sprecher des Bündnisses "Brementrojaner". Autor und Herausgeber
zahlreicher Bücher zu den Themenbereichen Demokratie, Innere Sicherheit,
Grund- und Freiheitsrechte.

MASCH-Veranstaltung in Kooperation mit Bremer Friedensforum, Bündnis
Brementrojaner, Internationale Liga für Menschenrechte

http://www.masch-bremen.de/index.htm?/2019/20181113.htm

 * 

Quelle:

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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VORTRAG/2297: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen vom 12. bis 17. November 2018


Helle Panke

Veranstaltungen in der 46. Kalenderwoche



Liebe Leserinnen und Leser,

in der kommenden Woche geht es weiter mit dem Veranstaltungsmarathon: Am
Montag widmen wir uns mit Film und Gespräch den dramatischen Folgen der
Privatisierungen im Gesundheitswesen (und dem Widerstand dagegen), Dienstag
berichtet der Kriminalistikprofessor Frank-Rainer Schurich im Seniorenklub
über Kriminalität und Polizeiarbeit, Mittwoch eröffnen wir in der
Kopenhagener Straße 9 unsere nächste Vernissage, Donnerstag geht es ebenda
um die Geschichte der türkischen Arbeiterbewegung, und am kommenden Samstag
widmet sich die Junge Panke in einem Tagesseminar der Schrift zur
"Wohnungsfrage" von Friedrich Engels. Hierfür gibt es noch freie Plätze.
Ebenso können Sie sich weiterhin anmelden für unsere Konferenz zum
Austromarxismus am 30. November.


Montag, 12. November 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr


Politik im Gespräch

Der marktgerechte Patient

Gespräch mit Dr. Nadja Rakowitz (Verein Demokratischer Ärztinnen und Ärzte,
vdää) und Silvia Habekost (Krankenschwester bei Vivantes, aktiv bei ver.di
und im Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus)

Moderation: Sina Homann

Im Anschluss an das Gespräch wird der Film "Der marktgerechte Patient"
(2018) von Leslie Franke und Herdolor Lorenz gezeigt.

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Dienstag, 13. November 2018, 10:00 bis 12:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

Kriminalpolitik und Kriminalistik

Referent: Prof. Dr. Frank-Rainer Schurich (lehrte als ordentlicher
Professor für Kriminalistik an der Humboldt-Universität zu Berlin, seit
1994 ist er freier Autor)

Moderation: Christian Beyer

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Mittwoch, 14. November 2018, 18:00 bis 20:00 Uhr

Vernissage in der Galerie

Süheyla Asci: "Der rote Faden" - Malerei und Grafik

Laudatio: Prof. Dr. Frank Brunkhorst

Musik: Niko Meinhold am Eisler-Flügel

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Donnerstag, 15. November 2018, 19:00 bis 21:00 Uhr

Internationale Politik

"Partisanen einer neuen Welt" - Eine Geschichte der Linken und der
Arbeiterbewegung in der Türkei

Eine Geschichte der Linken und der Arbeiterbewegung in der Türkei

Referent: Murat Çakır (Buchautor und Publizist zum politischen
Geschehen in der Türkei, Co-Herausgeber von "Partisanen einer neuen Welt.
Eine Geschichte der Linken und Arbeiterbewegung in der Türkei", Verlag Die
Buchmacherei, Berlin 2018")

Moderation: Elif Eralp (HDP/HDK Berlin)

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin


Samstag, 17. November 2018, 11:00 bis 17:00 Uhr


Junge Panke

"Zur Wohnungsfrage" von Friedrich Engels

Eintägiges Lektüreseminar zum Einstieg

Teamer: Rouzbeh Taheri

Organisation: Fabian Kunow

wir bitten um Anmeldung

Kosten: 7,50 Euro / ermäßigt 4,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

PUBLIKATION

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 221: Reformen im Realsozialismus der 60er Jahre und ihre politischen
Konsequenzen (II)

NÖS, Praxisdebatte, Kybernetik und Demokratischer Sozialismus 

Konferenzbeiträge, Teil 2 (Teil 1 erschien als Heft 217), Berlin 2018, 48
Seiten

Inhalt

* Boris Kanzleiter: Die affirmative Revolte "1968" in der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien (SFRJ)

* Judith Dellheim: Zur Wirtschaftspolitik des "Prager Frühlings"

* Annette Vogt: Auseinandersetzungen zur Anwendung mathematischer Methoden
in der Planung in der UdSSR am Beispiel des Mathematikers Leonid V.
Kantorovich

* Erika Maier: Können die Reformansätze der 60er Jahre für eine
sozialistische Alternative hilfreich sein?


Heft 220: Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (II)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 2: Akteure der
Novemberrevolution, Berlin 2018, 56 Seiten

Inhalt

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Marga Voigt: Gegen Kaiser und Krieg - für Revolution und internationalen
Sozialismus

Aus Clara Zetkins Briefen 1915-1920

- Ottokar Luban: Die verfrühte Gründung der Kommunistischen Partei
Deutschlands (Spartakusbund)

- Mario Hesselbarth: Die USPD und der Thüringer Weg

- Gisela Notz: Der Kampf ums Frauenwahlrecht. Frauen auf dem Weg in
Nationalversammlung und Reichstag

- Vera Bianchi: Der Syndikalistische Frauenbund (1920-1933)

- Stefan Bollinger: Unsere Revolution? Von den Schwierigkeiten des Lernens


Heft 219 Revolution gegen Kaiser und Krieg 1918/19 (I)

Für demokratische Republik, Frieden und Sozialismus? Teil 1: Zum Platz der
Novemberrevolution in der Geschichte, Berlin 2018, 48 Seiten

INHALT

- Stefan Bollinger: Vorbemerkung

- Stefan Bollinger: Ohne Kaiser und Generale? Radikaler Bruch, Frieden,
Demokratie - die zwiespältigen Resultate einer deutschen Revolution

- Klaus Gietinger: November 1918 - Der verpasste Frühling des 20.
Jahrhunderts.

Was verhinderte damals den Frühling?

- Gerhard Engel: Potenzen und Grenzen der Räte in der deutschen Revolution
1918/19

- Christiane Sternsdorf-Hauck: Frauen in der bayrischen Revolution und
Räterepublik 1918/19

- Dietmar Lange: Generalstreik und Märzkämpfe in Berlin 1919

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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KIRCHE/2144: Präses Irmgard Schwaetzer würdigt 100 Jahre Frauenwahlrecht (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 10.11.2018

Präses Irmgard Schwaetzer würdigt 100 Jahre Frauenwahlrecht

Kirche nimmt eigene Gleichstellungsgeschichte in den Blick



Die Präses der Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
Irmgard Schwaetzer, hat angesichts des bevorstehenden 100. Jahrestages der
Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland (12. November) das
Engagement von Menschen gewürdigt, die sich für die Gleichstellung von Mann
und Frau eingesetzt haben. "Den mutigen Frauen, die sich vor mehr als 100
Jahren für das Wahlrecht von Frauen eingesetzt haben, sind bis heute
unzählige Frauen und später auch Männer gefolgt, die nicht hinnehmen
wollten, wenn Menschen aufgrund ihres Geschlechts unterschiedliche Rechte
haben." Ihnen allen gelte Dank und Anerkennung. Die Einführung des
Frauenwahlrechts sei ein wichtiger Meilenstein gewesen, so Schwaetzer.

Zugleich bedauerte Schwaetzer auch Versäumnisse in der kirchlichen
Gleichstellungsgeschichte: "Obwohl die Wahlrechtsfrage in der evangelischen
Kirche nicht nur in der Kaiserzeit erregte Debatten und Wortmeldungen
auslöste, sondern in einigen Landeskirchen noch bis in die 1960er Jahre
diskutiert wurde, ist dieses Kapitel kirchlicher Gleichstellungsgeschichte
im allgemeinen kirchlichen Bewusstsein kaum im Blick", so Schwaetzer
weiter. Daher freue sie sich, dass dieses Kapitel der Kirchengeschichte nun
vom Studienzentrum der EKD für Genderfragen und der Konferenz der
Genderreferate und Gleichstellungsstellen in den Gliedkirchen der EKD
beleuchtet wird. Anlässlich des 100-jährigen Jubiläums zur Einführung des
staatlichen Frauenwahlrechts befasst sich der zweite Ergänzungsband zum
"Atlas zur Gleichstellung von Frauen und Männern in der evangelischen
Kirche in Deutschland" mit der Entwicklung des aktiven und passiven
Frauenwahlrechts in der evangelischen Kirche.

Ziel des Ergänzungsbands ist es, das Interesse für diesen Meilenstein der
Gleichstellung zu wecken und zu weiteren Recherchen in den Landeskirchen
anzuregen. Der Band dokumentiert Eckdaten und Schlaglichter der Geschichte
des Frauenwahlrechts in der evangelischen Kirche, die Reform des Wahlrechts
in den Landeskirchen nach Ende des landesherrlichen Kirchenregiments sowie
die Entwicklung der politischen Partizipation in den Synoden.

Der Ergänzungsband mit dem Titel "Frauenwahlrecht in der Kirche" erscheint
Anfang 2019 und kann im Studienzentrum für Genderfragen unter
info@sfg.ekd.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 144/2018 vom 10.11.2018

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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SCHACH-SPHINX/06743: Strategie gegen rauhe Angreifer (SB)


Von all den Systemen, mit denen die Sizilianische Verteidigung zu
bekämpfen ist, genießt die Geschlossene Variante das schlechteste
Renommee, nicht, weil sie auf einer unvernünftigen Strategie fußt,
sondern vielmehr, weil sie wie ein feiger Rückzug anmutet. Weiß
vermeidet die überaus scharfen Abspiele und baut sich zurückhaltend
positionell auf, indem er den Königsläufer fianchettiert und den
Damenbauern auf d3 stellt. Boris Spasski wandte den Geschlossenen
Sizilianer sehr gerne an und konnte durchaus eine Reihe glänzender
Siege damit erringen. Ihr Vorteil ist indes psychologischer Natur. Der
Nachziehende gibt mit 1...c7-c5 zu erkennen, daß er kompromißlos auf
Sieg spielt. Statt nun wie in allen Hauptvarianten mit d2-d4 das Spiel
zu öffnen, verlegt sich Weiß hier auf eine lavierende Strategie.
Figurendruck entlang der Diagonalen h1-a8 bildet das Kernstück seiner
Entwicklung. Schwarz ist nun genötigt, vom Kampflärm wilder
Figurenattacken abzusehen und vielmehr - entgegen seiner
Anfangsabsicht - positionell zu agieren. Nicht selten verletzt er
gleichwohl das Gebot der Besonnenheit und geht allzu forsch zu Werke,
wie es im heutigen Rätsel der Sphinx der sowjetische Großmeister
Zweschnikow getan hatte, der als rauher sizilianischer Angreifer
bekannt ist. Sein Kontrahent Wasjukow hatte also gut daran getan,
dessen Kampfesvorliebe aus dem Wege zu gehen. In den ruhigen Bahnen
kam er langsam, aber sicher zu einer vielversprechenden Stellung.
Schließlich entstand folgendes Diagramm. Schwarz drohte Matt auf g2,
doch das Anzugsrecht schenkte Weiß den Sieg, Wanderer.
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Wasjukow - Zweschnikow

UdSSR 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Max Euwe erkannte sehr wohl, daß es nach 1.Td1xd7? Td8xd7 2.Sc4xe5
f6xe5 3.Lf4xe5 Le7-b4! 4.Le5xb8 Lb4xc3 5.Lb8-d6 - oder 5.Se4-c5 Lc3xb2
6.Sc5xd7 Le6xd7 7.Lb8xa7 Tf8-a8 - 5...Tf8-e8! 6.b2xc3 Le6-f5 7.Se4-c5
Td7xd6 8.Sc5xb7 Td6-d2 kein Entkommen aus der Falle gegeben hätte.



Erstveröffentlichung am 12. November 2005
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